


die Mehrheit der Dresdner für die Wald-
schlößchenbrücke, und auch die letz-
te Prophezeiung der Brückengegner,  
die sie für den Verlust des Welterbe-
titels gaben, ist nicht eingetreten: Die 
Touristenzahlen haben nicht abgenom-
men, im Gegenteil, sie steigen. 

Das Abstimmungsverhalten zu dem 
Eilantrag zeigt: Anstatt die Realität end- 
lich zu akzeptieren, jagen die Gegner 
der Waldschlößchenbrücke Phantomen 
hinterher; sie können ihre Niederlage 
nicht verwinden und sie steigern sich in 
eine Scheinwelt. Man kann nur hoffen, 
dass sie endlich zu der Einsicht kom- 
men, die bei SPD, Linken und auch Teilen 
der Grünen längst vorhanden ist: „Das 
Thema ist durch.“ Sie planen längst mit 
der Waldschlößchenbrücke: Bei der Kö-
nigsbrücker Straße und der Bautzner 
Straße zwischen Rothenburger Straße 
und Waldschlößchenbrücke …
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gestellte Fördermittel flexibel reagie-
ren zu können.

Darüber hinaus forderte die Fraktion 
die Verwaltung auf, aufgrund der mög-
lichen mittel- und langfristig schwieri-
gen Fördermittelsituation Vorsorge zu 
treffen. Deshalb wurde die Verwaltung 
gebeten, alternative Finanzierungs-
möglichkeiten für den Schulhausbau 
und die Schulsanierung zu erarbeiten. 
Damit soll vor allem gesichert wer-
den, dass der Sanierungsstau trotzdem 
weiter aufgelöst und nicht vergrößert 
wird.

Im Verkehrsbereich fordert die CDU-
Fraktion ein Festhalten am Grundsatz 
der vergangenen Jahre, alle möglichen 
Fördermittel auch einzuwerben und die 
Eigenmittel für die Kofinanzierung be-
reit zu stellen. Dies betrifft nicht – wie 
von Linken und Grünen immer wieder 
absichtlich falsch behauptet – angebli-
che Prestigeprojekte und überdimen-
sionierte Straßenbauten, sondern in 
erster Linie die Projekte der Dresdner 
Verkehrsbetriebe. Durch die Zunahme 
von Langsamfahrstellen ist die durch-
schnittliche Reisegeschwindigkeit von 

Bus und Bahn in Dresden in den ver-
gangenen Jahren leicht gesunken. Dies 
liegt u.a. auch an Verzögerungen im 
Straßenbau, wie z.B. der Königsbrücker 
Straße.

Weiterhin wurde die Aufstockung von 
Mitteln für kleinere, aber in den Stadt-
teilen vor Ort wichtige Projekte, wie z.B. 
zur Pflege und Erneuerung von Spiel-
plätzen, Parkanlagen, Gehwegen (be-
sonders Schulwegen), Radwegen und 
Brunnen vorbereitet. In diesem Zusam-
menhang legt die CDU-Fraktion auch 
Wert auf eine ausreichende Ausstat-
tung des Programms zur Unterhaltung 
der Straßen und zur Beseitigung von 
Schlaglöchern.

Im Gegensatz zum bekannten Politik- 
ansatz von Linken und Grünen, hinter 
überzogenen Forderungen die Gegenfi-
nanzierung zu vergessen, wurden auch 
hierfür verschiedene Vorschläge erar-
beitet:

�	 Vorrangig ist unsere grundsätzliche 
Haltung, die Investitionsquote der 
Stadt möglichst hoch zu halten, um 
durch öffentliche Aufträge Arbeits-

plätze zu sichern. Dafür muss auch 
der Verwaltungshaushalt überprüft 
und durch Sparmaßnahmen an die-
ser Stelle die Investitionsfinanzie-
rung sichergestellt werden.

�	 Weiterhin wird die Stadtverwaltung 
noch begründen müssen, warum im 
Rahmen ihrer Haushaltsplanung für 
die kommenden vier Jahre – in de-
nen die Auswirkungen der größten 
Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit 
auch in Dresden spürbar sein wer-
den – der städtischen Rücklage 63  
Mio. Euro zugeführt werden müssen. 

	 Pikant: Dies entspricht genau der 
Summe der Investitionsverschie-
bungen im Schulbereich.

�	 Für die anstehende Sanierung des 
Rathausostflügels ist zu prüfen, ob 
im Rahmen einer einfachen Brand-
schutzsanierung (vgl. Kulturpalast, 
Schulen) Mittel für Investitionen an 
anderer Stelle frei werden können.

Mit ihren Diskussionen und Planungen 
ist die CDU-Fraktion gut auf die anste-
henden Haushaltsplanungen vorberei-
tet.

Mit einem Eilantrag zusammen mit der 
F.D.P. und der Bürgerfraktion, der im 
Stadtrat eine Mehrheit fand, ist das Ur- 
teil des Verwaltungsgerichts Dresden 
zum Tunnel-Bürgerbegehren rechts- 
kräftig geworden. Das Verwaltungsge- 
richt Dresden hatte die Klage der Lan-
deshauptstadt Dresden gegen die Er- 
satzvornahme der Landesdirektion Dres- 
den (LD) abgewiesen. Die LD hatte den 
Beschluss des Stadtrates, das Tunnel-
begehren für zulässig zu erachten, be- 
anstandet und dieses im Wege der Er-
satzvornahme für unzulässig erklärt. 
Das Verwaltungsgericht hat die Ersatz-
vornahme schon deswegen gebilligt, 
weil die notwendigen Unterschriften 

nicht in der gesetzlichen Frist von zwei 
Monaten gesammelt worden sind. Zu 
Anderem hat es keine Aussage getrof-
fen.

Für die Brückengegner ist das kein 
Grund gewesen, von einem offensicht-
lich sinnlosen Rechtsmittel abzusehen. 
Sie stimmten gegen unseren Antrag, 
erhielten aber nicht die Mehrheit.

Bei der Debatte wurde in erschre-
ckender Weise deutlich, dass die Brü-
ckengegner der eigenen Legendenbil-
dung zunehmend erliegen. Sie blenden 
aus, dass sie den Bürgerentscheid für 
die Brücke nicht akzeptierten und 
meinten, die Bürger Dresdens belehren 
zu müssen, indem sie die UNESCO ver-
anlassten, ihre Auffassung zur Wald-
schlößchenbrücke zu ändern. Das ist 
das einzige, was ihnen gelungen ist. 
Aber ihr Hasard-Spiel ging nicht auf. Sie 
haben nichts erreicht. Nach wie vor ist 



optimale Betreuung der Arbeitsuchen-
den und ihrer Familien vor Ort. Obers-
tes Ziel muss weiterhin die Integration 
in Arbeit und die Unabhängigkeit von 
staatlicher Leistung sein. Die Städte 
müssen den Prozess der Betreuung 
maßgeblich gestalten. Ob in einer Ar-
beitsgemeinschaft oder als eigenver-
antwortlicher Träger, die Kommunen 
wollen eine echte Wahlfreiheit, um die 
optimale Hilfe aus einer Hand anbieten 
zu können. Eine zahlenmäßige Begren-
zung der Anzahl kommunaler Träger 
im Grundgesetz lehnt der Arbeitskreis 
deshalb ab. 

In Anbetracht der Notwendigkeit 
einer 2/3-Mehrheit zur Grundgesetz-
änderung haben die Mitglieder des Ar-
beitskreises Große Städte die Sozialde-
mokraten aufgefordert, konstruktiv an 
den Änderungen mitzuwirken. Auch die 
Sozialdemokraten sollen auf die Kom-
munen vertrauen und die Erweiterung 
der möglichen Option mittragen. Die 
Kommunen unterstützen die beabsich-
tigte Regelung, Bildungsaufwendun- 
gen für Kinder im SGB II als Sach- und 
Dienstleistungen vorzusehen, und er-
warten eine größere Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Unterkunft. 
Dies werde zu einer Entlastung der 
Kommunen führen.

Im Gespräch mit der Bundeskanzlerin 

Stadträtin Christa Müller, 
Fraktionsvorsitzende 

F

e-Mail: mueller@dresden-cdu.de 

Der Arbeitskreis Große Städte der Kom- 
munalpolitischen Vereinigung der CDU 
und CSU Deutschlands traf sich am  
12. März 2010 mit Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel und Generalsekretär Her- 
mann Gröhe, um darüber beraten, wie 
die prekäre Finanzlage der Kommunen 
bewältigt werden kann. 

Die Vorsitzenden und die Geschäfts-
führer der CDU- und CSU-Fraktionen 
der 40 größten Städte Deutschlands 
und der Landeshauptstädte fordern, 
dass die dazu eingesetzte Regierungs-
kommission insbesondere die Folge-
kosten bestehender Leistungsgesetze 
abschätzt. Der Arbeitskreis hat ange-
boten, Vorschläge zu unterbreiten, wie 
grundsätzlich die Struktur der Aufga-
ben und Ausgaben verändert werden 
muss, um Schulden in der Zukunft ver-
hindern zu können. Die Bundeskanzle-
rin zeigte sich besorgt über die Situa-
tion der Kassenkredite der Kommunen: 
Die kommunale Selbstverwaltung sei 
in Gefahr, wenn vor Ort kaum noch 

entschieden und gestaltet werden kön-
ne. Auch die Zahl der Städte, die be-
reits unter Kuratel der Aufsichtsbehör-
den stehen, hat die dramatische Lage 
deutlich gemacht. Dies bedeutet, dass 
in den Städten nicht mehr die gewähl-
ten Ratsmitglieder über die Zukunft 
entscheiden, sondern Sachbearbeiter 
in Behörden. Eindringlich wurden auch 
die wachsenden Lasten durch Bundes- 
und Landesgesetze geschildert, z. B. 
durch den Ausbau der Kinderbetreu-
ungsangebote sowie durch Explosion 
der Kosten im Sozialbereich. 

Angesichts der Schilderungen von 
Vertretern anderer großer Städte in 
Deutschland hat sich wieder einmal 
eindrucksvoll gezeigt, wie mutig und 
richtig die Entscheidung Dresdens war, 
die WOBA zu verkaufen und sich damit 
komplett zu entschulden. Auch wenn 
wir ebenfalls vor schmerzhaften Ein-
sparungen stehen, ist unsere Situation 
doch bedeutend besser als die vieler 
anderer Städte.

Die Mitglieder des Arbeitskreises  
begrüßten die von der Bundesregie- 
rung fraktionsübergreifend angestreb- 
te Grundgesetzänderung zur Organi-
sation der Grundsicherung für Arbeit-
suchende. Wir erwarten die Schaffung 
eines rechtsicheren Rahmens für eine 
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Die Prioritätenliste unserer Oberbür-
germeisterin sieht erhebliche Verschie- 
bungen von Straßenbaumaßnahmen 
vor, um die zu erwartenden oder schon 
eingetretenen Haushaltslöcher zu stop- 
fen. Betroffen sind – wie in allen Ge-
schäftsbereichen – diejenigen Bau- 
maßnahmen, die noch nicht begonnen 
worden sind, d.h. über die Planung 
noch nicht hinaus sind. Projekte, die 
sich schon in der Ausschreibung befin-
den, sind nicht betroffen. Diese schon 

für dieses Jahr problematische Situa- 
tion verschärft sich mit Blick auf die  
noch ausstehenden Verhandlungen  
zum Haushalt 2011/2012.

Die folgende Grafik gibt einen Über-
blick über die Planungen zum Straßen- 
und Tiefbauetat der kommenden Jahre:

Angaben der Haushaltsplan- 
entwürfe in Mio. Euro

März 2010

Haushalt der Landeshauptstadt Dresden  
für Straßenverkehrsanlagen 
Vergleich 2000 – 2013 (Plan) 



noch der der Stauffenbergallee, der 
Borsbergstraße oder der Schandauer 
Straße enthalten.

Wir können unsere Infrastruktur 
nicht verkommen lassen; wir sind noch 
nicht einmal mit der Sanierung durch. 
Ohne ordentliche Straßen gibt es kein 
ansprechendes Stadtbild; sie sind viel-
mehr eine Grundlage dafür. In diese 
Grundlage müssen wir investieren.
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Am 18. März 2010 hat der Stadtrat mit 
großer Mehrheit dem Kauf der GESO zu-
gestimmt. Gegenstimmen gab es nicht, 
lediglich die FDP enthielt sich der 
Stimme. Damit ist ein Vorhaben abge-
schlossen worden, das auch in der CDU 
nicht unumstritten war und sehr kont-
rovers diskutiert wurde. Dabei ging es 
vor allem um die Frage, wie weit die 
wirtschaftliche Betätigung einer Kom-
mune gehen darf. Wir haben immer 
deutlich gemacht, dass das Zusammen-
gehen mit einem strategischen Partner 
sinnvoll ist, und waren damit einer 
Meinung mit unserer Oberbürgermeis-
terin. Man kann gemeinsames Know-
how entwickeln und nutzen, trägt die 
Risiken gemeinsam, teilt aber auch die 
Gewinne. Wir haben es aber, auch aus 
taktischen Gründen, nicht für erforder-
lich gehalten, dies zusammen mit dem 
Kauf zu beschließen. Anders die FDP, 
die sich zuvor weder in der Lenkungs-
gruppe noch bei den Ausschussbera-
tungen dazu geäußert hat: Sie brachte 
einen Ergänzungsantrag ein, der die 
Oberbürgermeisterin beauftragen soll-
te, „geeignete privatwirtschaftlich or-

ganisierte und agierende strategische 
Partner aus der Energie- und Versor-
gungswirtschaft“ zu suchen. Der An-
trag entfachte eine heftige Diskussion 
und übrig blieb nach langer Diskus- 
sion nur die Formulierung, dass „für die 
Zukunft strategische Partnerschaften 
nicht ausgeschlossen werden.“

Die getroffene Entscheidung ist zu 
vergleichen mit dem WOBA-Verkauf 
und sicherlich eine der wichtigsten 
dieser Wahlperiode. Dieses Mal ging 
es aber nicht um Verkauf, sondern um 
Kauf. Ziel des Vorhabens ist jedoch 
das gleiche: Schaffung der Grundlage 
für eine nachhaltige Entwicklung der 
Stadt. Wir sichern

– 	 das Unternehmen DREWAG
– 	 den Standort des Unternehmens
– 	 Arbeitsplätze in Dresden und der
	 Region
– 	 finanzielle Beiträge für den Stadt-

haushalt.
Natürlich soll mit dem Unternehmen 
Geld verdient und nicht eine karitative 
Einrichtung betrieben werden. Stand-
ortsicherung ist übrigens auch die 
Beteiligung der Ostsächsischen Spar-
kasse Dresden an der Finanzierung, so 
dass man insgesamt wirklich von einer 
ostsächsischen Lösung sprechen kann.

Abschließend noch eine Bemerkung 
zu den Kritikern des Vorhabens, die 
am liebsten auch die 55 % städtischen 
Anteile an der DREWAG verkaufen und 

den Erlös anlegen würden. Gegenwär-
tig werden über den TWD-Querver-
bund die Verluste der Dresdner Ver-
kehrsbetriebe ausgeglichen, das sind 
jährlich immerhin 40 Mio. Euro, und 
noch zusätzliche Gewinne gemacht. 
Beim heutigen Zinsniveau kann sich 
jeder ausrechnen, welchen Erlös er 
für die 55 % erzielen müsste, um we-
nigstens den Verlustausgleich für die 
DVB zu erreichen: eine Milliarde Euro 
würde kaum ausreichen. Die DREWAG 
ist zwar ein hervorragendes Unter-
nehmen, aber so viel wert ist sie leider 
doch nicht.

Der Stadtrat hat an dieser Stelle be-
wiesen, dass schnelles Handeln mög-
lich ist, immerhin wurde das Vorhaben 
mit Beteiligung der Lenkungsgruppe 
in wenigen Monaten erfolgreich ab- 
geschlossen. Zu danken ist unserer 
Oberbürgermeisterin Helma Orosz und 
Finanzbürgermeister Hartmut Vorjo- 
hann, den Mitarbeitern der Kanzlei Be-
cker, Büttner & Held sowie seitens der 
TWD den Herren Zieschank und Dr. 
Richter, die den Beschluss so vorberei-
tet haben, dass ihn der Stadtrat in gro-
ßem Konsens beschließen konnte. Für 
letztere beginnt jetzt der zweite und 
sicherlich anstrengendere Teil des Vor-
habens, nämlich der Aufbau der Ener-
gieVerbund Dresden GmbH als neuen 
großen Regionalversorger für Dresden 
und Ostsachsen.

Es wird ohne Weiteres deutlich, 
dass dieser Zustand nicht haltbar ist. 
Die CDU-Fraktion hat deshalb in ihrer 
Klausurtagung am 12./13. März 2010 
beschlossen, mehr Geld für den Stra-
ßenbau zur Verfügung zu stellen, ins-
besondere die Eigenmittel bei förder-
fähigen Straßenbaumaßnahmen bereit 
zu halten.

Wir fahren schon derzeit unsere 
Straßen auf Verschleiß und produ-

zieren einen Reparaturstau, von dem 
keiner weiß, wie er aufgelöst werden 
könnte –  und das bei einem Zustand 
unseres Straßennetzes, bei dem wir ge-
rade einmal 50 % aller Hauptstraßen in 
guten Zustand bringen konnten, vom 
Nebenstraßennetz ganz zu schweigen. 

In Zahlen ausgedrückt: Im Jahr 2013 
fehlen 20 Mio. Euro. In den jetzigen 
Planungen ist weder der Bau (nicht die 
Planung) der Königsbrücker Straße, 


